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(1) Ziel und Gültigkeit 

Allen unseren Angeboten und Aufträgen für Planungsleistungen gegenüber Auftraggebern (AG) liegen ausschließlich die nachstehenden 
Allgemeinen Verkaufsbedingungen für Planungsleistungen (AVP) zugrunde. 

Alle individuellen Regelungen gehen vor, insbesondere solche der Bestellung und des Verhandlungsprotokolls, sowie das Leistungsver-
zeichnis einschließlich Vorbemerkungen. 

(2) Definitionen: 

AG  = Auftraggeber 

AN  = Auftragnehmer 

Mitarbeiter = Repräsentanten, gesetzliche Vertreter, Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen des AG bzw. des AN 

(3) Umsatzsteuer 

Nachfolgend bezeichnete Beträge, insbesondere Angebots-, Auftrags- und einvernehmlich oder rechtskräftig festgestellte Abrechnungs-
summen, Vertragsstrafen und Sicherheiten bezeichnen den jeweiligen Nettobezugswert. Ist der AN Steuerschuldner nach Maßgabe der 
§§ 13 b UStG, 48 b EStG versteht sich der jeweilige Betrag jeweils zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer. 

 

§ 1 Vertragsgrundlagen 

1.1  Vertragsgrundlagen sind, sofern 
nicht ausdrücklich anders vereinbart 
in nachstehender Rangfolge:  

1.2 Wenn vorhanden, Verhandlungspro-
tokoll 

1.3 Das Angebot des AN 

1.4 Die allgemeinen Verkaufsbedingun-
gen für Planungsleistungen  

1.5 „Ethik-Charta und Verhaltensregeln“ 
und der „Verhaltenskodex gegen Kor-
ruption“ der VINCI Gruppe, die über 
folgende Internetseite heruntergela-
den werden können:  

„http://www.vinci-ener-
gies.de/de/nachhaltigkeit/gesell-
schaftliche-verantwortung/unsere-
verantwortung/“  

1.6 Die Annahme des Angebots durch 
den AG  

1.7 Von diesen AVP abweichende oder 
sie ergänzende Bedingungen des 
Auftraggebers (AG) sind für den Auf-
tragnehmer (AN) unverbindlich, auch 
wenn der AN nicht widerspricht oder 
der AG erklärt, nur zu seinen Bedin-
gungen erfüllen zu wollen. 

1.8 Mündliche Erklärungen der Mitarbei-
ter des AN sind in jedem Fall unver-
bindlich. 

 

 

§ 2 Basis von Angeboten und 

Aufträgen 

2.1 Leistungsgegenstand ist die im Ange-
bot festgelegte Planungsleistung. Das 
Angebot ist nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik zum Zeit-
punkt der Angebotsabgabe erstellt. 
Im Preis nicht enthalten sind alle im 
Angebot/Leistungsverzeichnis nicht 
ausdrücklich aufgeführten Lieferun-
gen und Leistungen. 
 

2.2 Unterlagen und Informationen sind 
dem Vertragspartner anvertraut; sie 
dürfen nur für den vereinbarten 
Zweck verwendet werden und Dritten 
nur mit vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung vom AN zugänglich ge-
macht werden. 

2.3 Angebote sind bis maximal 1 Monat 
ab Datum des Angebotes bindend. 

2.4 Bestellung und Annahme sowie ihre 
Änderungen und Ergänzungen be-
dürfen der Schriftform. Mündliche 
Nebenabreden bei Vertragsabschluss 
sind nur wirksam, wenn sie von AN 
schriftlich bestätigt wurden. Dies gilt 
auch für Vertragsänderungen nach 
Vertragsabschluss.  

2.5 Der AN ist berechtigt, die ihm über-
tragenen Leistungen an Nachunter-
nehmer weiterzugeben, soweit die 
Parteien in einer der vorrangigen Ver-
tragsgrundlagen keine anderweitige 
Regelung treffen. Der AN bleibt je-
doch in allen Fällen der direkte An-
sprechpartner für den AG. Jegliche 
den Vertrag oder die Leistungserbrin-
gung betreffende Kommunikation 
hat über den AN zu erfolgen. Eine di-
rekte Absprache zwischen den nach-
geordneten Unternehmern 

(Subunternehmern) und dem AG räu-
men dem AN ein Recht zur außeror-
dentlichen Kündigung gemäß § 17 
ein. Bei direkten Absprachen (Leis-
tung, Termine, etc.) zwischen AG und 
Subunternehmer ist der AN von jegli-
cher Haftung gegenüber dem AG frei-
gestellt. 

 

§ 3 Verantwortlichkeiten, 

Vollmachten 

3.1 Der Projektleiter des AN besitzt Voll-
macht gegenüber dem AG nur, soweit 
im Vertrag seine Vertretungsberechti-
gung ausdrücklich schriftlich aufge-
nommen ist. Der Projektleiter des AN 
ist jedoch in keinem Falle berechtigt, 
Formulierungen oder Klauseln dieser 
AVP oder des Verhandlungsproto-
kolls nach Abschluss zu verändern 
oder zu streichen. Derartige Änderun-
gen oder Streichungen bedürfen der 
ausdrücklichen Zustimmung der Ge-
schäftsleitung des AN.  

3.2 Der AG hat vor Beginn der Ausfüh-
rung einen Aufsichtsführenden und 
Bevollmächtigten zu benennen, der 
befugt ist, den AG rechtsgeschäftlich 
zu vertreten und bevollmächtigt ist, 
alle rechtserheblichen Erklärungen 
des AN mit Wirkung für den AG zu 
empfangen. 

 

§ 4 Pflichten des AG 

4.1 Der AG ist verpflichtet die zur Auf-
tragsdurchführung notwendigen In-
formationen und Unterlagen zeitnah 
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bereitzustellen. Für Fehler, welche auf 
der fehler- oder lückenhaften Darstel-
lung des Sachverhaltes und/oder fal-
scher oder fehlender Informatio-
nen/Unterlagen beruhen, übernimmt 
der AN keine Haftung. Soweit der AG 
seiner Mitwirkungsverpflichtung nicht 
nachkommt, kann der AN ihn unter 
Setzung einer angemessenen Nach-
frist zur Mitwirkung auffordern. 
Kommt der AG seiner Mitwirkungs-
verpflichtung gleichwohl nicht nach, 
ist der AN berechtigt, den Vertrag 
nach § 17 dieser AVP zu kündigen. 

Die vom AG übergebenen Unterlagen 
werden nicht auf Vollständigkeit oder 
Richtigkeit geprüft, es findet lediglich 
im Rahmen der Auftragsdurchfüh-
rung eine Plausibilitätskontrolle statt. 
Für fehlende oder nicht richtige Un-
terlagen haftet der AG, eine Haftung 
des AN ist ausgeschlossen. 

4.2 Der AG ist verpflichtet, alles zu unter-
lassen, was eine Unwirksamkeit des 
geschlossenen Vertrags nach § 9 AÜG 
bewirkt/ bewirken kann oder dazu 
führt/führen kann, dass ein Mitarbei-
ter des AN als Arbeitnehmer im Sinne 
von § 611 a BGB anzusehen ist/wäre. 

Verstößt der AG schuldhaft gegen die 
Pflicht aus dem vorstehenden Absatz, 
ist er verpflichtet den AN von allen 
daraus entstehenden Ansprüchen 
Dritter oder des betroffenen Mitar-
beiters vollumfänglich freizustellen, 
insb. von Ansprüchen gem. §§ 10 
AÜG, 28e SGB IV, 150 SGB VII. 

Dieser Freistellungsanspruch verjährt 
nach Maßgabe des § 199 BGB. 

4.3 Aufschiebend bedingt für den Fall, 
dass gegen das Vermögen des AG ein 
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens gestellt wird, tritt der AG 
bereits jetzt seine im Zeitpunkt des 
Bedingungseintritts bestehenden ge-
genwärtigen und zukünftigen Erfül-
lungs- und Zahlungsansprüche an 
den AN ab, die der AG aus einem 
Rechtsverhältnis mit einem Dritten 
hat, wenn und soweit Gegenstand ein 
solcher Anspruch ist, der auch als Er-
füllung im Rechtsverhältnis zwischen 
AN und dem AG anzusehen ist.  

 

§ 5 Änderungen und Ergän-

zungen des Liefer- und 

Leistungsumfangs 

5.1 Begehrt der AG nach Vertragsab-
schluss eine Änderung des vereinbar-
ten Werkerfolgs oder eine Änderung, 
die zur Erreichung des vereinbarten 
Werkerfolgs notwendig ist, ist er im 
Anwendungsbereich der §§ 650 a ff. 
BGB hierzu nach Maßgabe der §§ 650 

b bis d BGB berechtigt. Entsprechen-
des gilt im Falle von Aufträgen, die 
nicht von den §§ 650 a ff. BGB erfasst 
werden, sofern vertraglich ein Recht 
des AG zur Anordnung von geänder-
ten und/oder zusätzlichen Leistungen 
vereinbart ist. 

5.2 Der AG ist verpflichtet, die Änderung 
schriftlich anzuweisen. Unterbleibt 
eine schriftliche Anweisung, ist der AN 
nicht verpflichtet, die Änderung auszu-
führen.  

5.3 Macht der AN betriebsinterne Vor-
gänge für die Unzumutbarkeit einer 
Anordnung nach § 650 b Abs.1 S-1 
Nr.1 BGB geltend, trifft ihn die sekun-
däre Beweislast hierfür. 

5.4 Der Anspruch des AN auf Vergütung 
für vermehrten Aufwand besteht auch 
im Fall des § 650 b Abs. 1 S.1 Nr. 2 BGB.  

5.5 Die Änderungen werden nur gegen 
eine angemessene Vergütung ausge-
führt. Der AN wird die Änderungen in 
einem Nachtragsangebot erfassen und 
die Mehrvergütung auf Grundlage die-
ses Angebotes berechnen 

5.6 Der AG ist verpflichtet, das Nach-
tragsangebot innerhalb von 7 Tagen 
ab Zugang zu prüfen. Wird das Nach-
tragsangebot nicht fristgerecht ge-
prüft oder zu Unrecht zurückgewiesen, 
ist der AN berechtigt, die weitere Aus-
führung der geänderten/ zusätzlichen 
Leistungen zu verweigern und über die 
bereits erbrachten (Teil-)Leistungen 
abzurechnen. 

 

§ 6 Fristen, Termine 

Termine sind nur dann verbindliche 
Vertragstermine, wenn sie im Vertrag 
ausdrücklich als solche bezeichnet 
werden. Die Frist für die Erbringung ei-
ner Leistung ist eingehalten, wenn 
diese bis zu ihrem Ablauf im Wesentli-
chen und ohne wesentliche Mängel er-
bracht ist.  

 

§ 7 Vertragsstrafen: 

7.1 Wenn und soweit eine Vertragsstrafe 
wirksam vereinbart ist, gilt ergänzend 
folgendes: 

a. Unbeschadet der vertraglichen 
Festlegungen im Übrigen räumt 
der AG dem AN eine Karenzzeit 
von 14 Kalendertagen beginnend 
ab dem vereinbarten Termin ein, 
d.h. in dieser Zeit gilt eine Termin-
überschreitung als von keiner 
Seite zu vertreten. 

b. Mit der Vertragsstrafe sind alle 
Ansprüche des AG aus Verzugs-
schaden abgegolten.  

7.2 Die Vertragsstrafe muss bei der Ab-
nahme vorbehalten werden. Sind Teil-
abnahmen vereinbart, sind Vertrags-
strafen bei der jeweiligen Teilabnahme 
vorzubehalten. 

 

§ 8 Abnahme 

8.1 Auf Verlangen sind in sich abgeschlos-
sene Teile der Leistung gesondert ab-
zunehmen (Teilabnahme). 

8.2 Nimmt der AG die Leistung aus Grün-
den, die der AN nicht zu vertreten hat, 
nicht innerhalb einer Frist von 12 Ta-
gen ab Meldung der Abnahmebereit-
schaft/ Fertigstellungsanzeige ab, so 
gilt die Leistung mit Ablauf dieser Frist 
als abgenommen.  

8.3 Nutzt der AG die Leistung vor Ab-
nahme oder stellt sie einem Dritten zur 
Nutzung/ Weiterarbeit zur Verfügung, 
so gilt die Leistung nach einer Nut-
zungsdauer von 6 Tagen als abgenom-
men. 

8.4 § 640 BGB gilt mit der Maßgabe, dass 
die Leistung des AN auch dann als ab-
genommen gilt, wenn der AN dem AG 
nach Fertigstellung der Leistung eine 
angemessene Frist zur Abnahme ge-
setzt hat und der AG die Abnahme 
nicht innerhalb dieser Frist unter An-
gabe mindestens eines berechtigt ge-
rügten Mangels verweigert hat. 

8.5 Verzögert sich die Abnahme infolge 
von Umständen, die der AN nicht zu 
vertreten hat, gehen die Preis- und die 
Leistungsgefahr vom Tage der Fertig-
stellung der Leistung auf den AG über. 

8.6 Die Abnahme hat unverzüglich nach 
der Meldung über die Abnahmebereit-
schaft / Fertigstellung zu erfolgen. Sie 
darf bei Vorliegen eines nicht wesent-
lichen Mangels nicht verweigert wer-
den. Als wesentlich gilt ein Mangel 
dann, wenn die bestimmungsgemäße 
Benutzung oder Funktion der vom AN 
geschuldeten Leistung durch den 
Mangel ausgeschlossen oder im We-
sentlichen vereitelt wird. 

 

§ 9 Bestimmungen für Preis-

gestaltung und Abrech-

nung: 

9.1 Sofern keine anderslautende Vergü-
tung im Vertrag festgelegt ist, richtet 
sich die Vergütung nach den zeitlichen 
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Erfordernissen des AN und wird als 
Stundenlohnarbeiten auf Stundenba-
sis abgerechnet. Die dem AN entste-
henden Auslagen (Nebenkosten der 
Auftragsdurchführung) sind vom AG 
zu erstatten. Die Auslagen, z.B. Gebüh-
ren, Reisekosten etc. werden mittels 
Nachweis sowie zuzüglich 12 % Zu-
schlag abgerechnet. Sämtliche Zahlun-
gen sind auf das in der Rechnung an-
gegebene Bankkonto des AN zu leis-
ten.  

9.2 Die Vertragspreise sind Festpreise bis 
zum voraussichtlichen Fertigstellungs-
termin, spätestens jedoch bis 12 Mo-
nate nach Vertragsschluss, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. 

9.3 Nach Ablauf der Festpreisbindung 
gem. § 9.2 hat der AN ein Recht auf An-
passung der Preise. Sofern keine an-
derslautende Vereinbarung zwischen 
den Parteien getroffen wurde, erfolgt 
die Anpassung auf Basis des vom Sta-
tistischen Bundesamt veröffentlichten 
Indexes für baunahe Ingenieurdienst-
leistungen. Die Preise werden ange-
passt, wenn sich der Index um mehr als 
3% gegenüber dem Basiswert zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses er-
höht hat. 

9.4 Der AN ist verpflichtet, dem AG jede 
Preisänderung schriftlich mitzuteilen 
und die Berechnung der neuen Preise 
nachvollziehbar darzulegen. 

9.5 Zu den Preisen kommt die anwend-
bare Umsatzsteuer in der jeweils ge-
setzlichen Höhe hinzu. 

9.6 Das Recht, Zahlungen oder Leistungen 
zurückzuhalten oder mit Gegenan-
sprüchen aufzurechnen, steht dem AG 
nur insoweit zu, als seine Ansprüche 
unbestritten oder rechtskräftig festge-
stellt sind. 

9.7 Der AG ist nicht berechtigt, Forderun-
gen aus diesem Vertrag ohne Zustim-
mung des AN an Dritte abzutreten. 
Gleiches gilt für die Übertragung des 
gesamten Vertrages. 

 

§ 10 Änderungen der Vergü-

tung 

10.1 Die Preise basieren auf den im Mo-
ment des Angebots gültigen Lohn- 
und Materialkosten.  

10.2 Unbeschadet § 9 kann der AN die 
Preise unter Berücksichtigung einge-
tretener Geräte-, Material-, Lohn- (ent-
sprechend den Änderungen des Eck-
lohnes des örtlich und sachlich maß-
geblichen Tarifvertrages) und sonsti-
ger Nebenkostenerhöhungen anpas-
sen (§ 315 BGB), wenn Verzögerungen 

bei der Ausführung bzw. Auftrags-
durchführung entstehen, die vom AN 
nicht verschuldet sind.  

 

§ 11 Stundenlohnarbeiten 

11.1 Der AN ist berechtigt, Stundenlohnar-
beiten in vertraglich vereinbarten Fäl-
len und ferner immer dann abzurech-
nen, wenn die betreffende Leistung 
nicht Gegenstand des Auftrages war  
und sich in ihren Kostenfaktoren von 
den Leistungen, die Gegenstand des 
Auftrages waren, unterscheidet. 

11.2 Der AG hat Stundenlohnzettel, die ihm 
spätestens 6 Arbeitstage nach Ausfüh-
rung von Stundenlohnarbeiten über-
geben worden sind, spätestens inner-
halb von 2 Arbeitstagen nach Zugang 
und in allen sonstigen Fällen binnen 5 
Arbeitstagen nach Zugang zurückzu-
geben. Dabei kann er Einwendungen 
auf den Stundenlohnzetteln oder ge-
sondert schriftlich erheben. Nicht frist-
gemäß zurückgegebene Stundenlohn-
zettel gelten als anerkannt. 

11.3 Die Normalarbeitszeit beträgt 38,5 
Stunden je Woche. Samstage gelten 
nicht als normale Arbeitstage. Wenn 
nicht anders vereinbart, gelten als Ba-
sis für die Berechnung der Überstun-
denzuschläge 70 % des Werts der ver-
einbarten Stundenlohnsätze. 

11.4 Grundlage für die Vergütung von 
Stundenlohnarbeiten ist die reine Ar-
beitszeit. Ist keine andere Taktung der 
Abrechnung vereinbart, erfolgt diese 
auf 0,25 Stunden genau. Begonnene 
Einheiten gemäß der vereinbarten Tak-
tung werden als volle Einheiten be-
rechnet. 

 

§ 12 Abrechnung 

12.1 Nach Fertigstellung der Gesamtleis-
tung oder, im Falle von Abschlagsrech-
nungen, der jeweiligen Teilleistung 
werden die erbrachten Leistungen 
vom AN im Rahmen einer Leistungser-
fassung dokumentiert. 

12.2 Die Abrechnung erfolgt auf Basis der 
Leistungserfassung.  

12.3 Rechnungen sind innerhalb von 14 Ta-
gen ab Rechnungseingang zu prüfen. 
Die Zahlungen zuzüglich jeweils gülti-
ger Umsatzsteuer sind innerhalb von 
14 Tagen nach Rechnungsprüfung, 
spätestens jedoch innerhalb von 28 
Tagen ab Rechnungseingang, ohne je-
den Abzug frei Zahlstelle des Auftrag-
nehmers zu leisten. 

§ 13 Zahlung 

13.1 Haben die Parteien im Verhandlungs-
protokoll oder in sonstiger Form 
keine anderweitige Abrede getroffen, 
gelten folgende Zahlungsbedingun-
gen als vereinbart: 

13.2 Der AN ist berechtigt eine Zahlung in 
Höhe von 10 % des Bestellwertes 
nach Vertragsschluss als Anzahlung 
geltend zu machen. Darüber hinaus 
ist der AN berechtigt, monatlich nach 
Leistungsstand (erbrachter Leistung) 
abzurechnen. 

13.3 Lässt der AG für eine Abschlagszah-
lung oder die Vorauszahlung eine et-
waige Skontofrist verstreichen, ver-
liert er das Recht zum Abzug von 
Skonto für die übrigen Zahlungen. 

13.4 Erfüllungsort für alle Zahlungen ist 
der Sitz des AN. 

13.5 Bis zur vollständigen Begleichung al-
ler offenen Forderungen hat der AN 
das Zurückbehaltungsrecht an den zu 
übergebenden Unterlagen. 

 

§ 14 Sicherheitsleistung 

14.1 Sofern gemäß Vertrag Sicherheitsleis-
tungen vom AN geschuldet sind, gilt 
folgendes: 

a. Für die ordnungsgemäße Erfül-
lung aller dem AN nach dem 
Werkvertrag obliegenden Haupt-
leistungspflichten mit Ausnahme 
der Gewährleistung 5 % der Net-
toauftragssumme 

b. Für die Erfüllung aller dem AN 
nach dem Werkvertrag obliegen-
den Verpflichtungen der Gewähr-
leistung 2 % der Nettoabrech-
nungssumme. 

14.2 Der AN ist in der Wahl der Form der 
Sicherheit frei und kann diese jeder-
zeit in anderer Form stellen. 

14.3 Wenn und soweit der AN keine Wahl 
getroffen hat, wird die Sicherheit als 
Bareinbehalt vorgenommen. Wird 
eine Bürgschaft zur Ablösung der in 
anderer Form vorliegenden Sicherheit 
gestellt, ist diese andere Sicherheit 
unverzüglich herauszugeben. 

14.4 Der AG hat Sicherheiten für Mängel-
ansprüche spätestens zwei Jahre nach 
Abnahme der Leistung zurückzuge-
ben. Er darf wegen unerfüllter Män-
gelansprüche lediglich dann einen 
angemessenen Teil der Sicherheit zu-
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rückbehalten, wenn er bereits wäh-
rend der Gewährleistungsfrist den be-
rechtigten Mangel angezeigt hat. 

14.5 Für den Fall, dass Sicherheit durch 
eine Bürgschaft gestellt wurde und 
sich die dadurch besicherte Haupt-
schuld reduziert, ist der aus der Bürg-
schaft Begünstigte verpflichtet, diese 
Bürgschaft Zug um Zug gegen Erhalt 
einer auf den entsprechenden Teil der 
Sicherheit ausgestellten und ansons-
ten unveränderten Bürgschaft zurück-
zugeben 

 

§ 15 Gewährleistung 

15.1 Für die Gewährleistung des AN gilt 
eine Frist von 12 Monaten ab Ab-
nahme. 

15.2 Alle Konstruktionen, Zeichnungen, 
Stücklisten und sonstigen dokumen-
tierten Leistungen sind vom AG vor 
der Fertigung, Ausführung und Be-
stellung auf Mängel, Vollständigkeit, 
Maße und Funktion zu überprüfen. 
Berechnungen sind auf ihre Plausibili-
tät zu prüfen. Eine unterlassene Über-
prüfung geht zu Lasten des AG.  

15.3 Mängel müssen dem AN unverzüg-
lich nach Feststellung schriftlich an-
gezeigt werden. Dem AN ist eine an-
gemessene Frist zur Nacherfüllung zu 
gewähren. Soweit die Abnahme aus 
Gründen verzögert wird, die der AN 
nicht zu vertreten hat, beginnt die Ge-
währleistung spätestens 12 Tage nach 
Mitteilung der Abnahmebereitschaft / 
Fertigstellungsanzeige. 

15.4 Eine Mängelrüge hemmt den Ablauf 
der Gewährleistung der diesbezügli-
chen Mängel nicht. 

 

§ 16 Haftung und Versicherun-

gen 

16.1 Der AN haftet dem AG im Falle des 
Vorsatzes oder der groben Fahrläs-
sigkeit. Hiervon ausgenommen sind 
lediglich Fälle, in denen das Gesetz 
zwingend eine andere Haftung vor-
sieht, insbesondere im Rahmen des 
Produkthaftungsgesetzes oder bei 
Personenschäden. Die Haftung für 
Folgeschäden ist ausgeschlossen. 

16.2 Der AN haftet dem AG im Falle der 
schuldhaften Verletzung von Kardi-
nalpflichten (vertragliche Pflichten, 
deren Verletzung den Vertragszweck 
ernsthaft gefährden würde und auf 
deren Erfüllung der AG berechtigter 
Weise vertrauen darf, wie insbeson-
dere Einhaltung der Lieferfrist, die 

Pflicht zur sachmängelfreien Liefe-
rung sowie Beratungs-, Schutz- und 
Obhutspflichten, die dem Auftragge-
ber die vertragsgemäße Verwendung 
des Liefergegenstands ermöglichen 
oder Eigentum des AG oder Leib oder 
Leben des Personals des AG vor er-
heblichen Schäden schützen sollen), 
ohne dass Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit vorliegen, der Höhe nach 
beschränkt auf die bei Vertrags-
schluss vorhersehbaren und vertrags-
typischen Schäden haftet. 

16.3 Die Haftung des AN wegen einfacher 
Fahrlässigkeit ist im Übrigen ausge-
schlossen. 

16.4 Der AN gewährleistet, dass er eine 
Haftpflichtversicherung in Höhe von 
500.000€ für Personenschäden und 
250.000€ für sonstige Schäden abge-
schlossen hat und für die Zeit seiner 
Leistungserbringung bis zur Ab-
nahme seiner Leistungen aufrecht-
erhalten wird, oder verpflichtet sich, 
eine entsprechende Versicherung ab-
zuschließen und aufrechtzuerhalten. 

 

§ 17 Beendigung des Vertrages 

17.1 Ist eine Laufzeit vertraglich vereinbart, 
gilt diese. 

17.2 Im Falle einer Kündigung durch den 
AG oder einer einvernehmlichen Ver-
tragsbeendigung/-aufhebung gilt, 
wenn nicht der AG den Vertrag aus 
wichtigem Grunde gekündigt hat, § 
648 BGB mit der Maßgabe, dass ver-
mutet wird, dass dem AN 15 % der auf 
den noch nicht erbrachten Teil der 
Werkleistung entfallenden vereinbar-
ten Vergütung zustehen.  

17.3 Der AN ist zur Kündigung des Ver-
trags berechtigt, wenn alternativ 

a. der AG mit einer ihm nach dem 
Vertrag obliegenden Handlung 
oder Unterlassung in Verzug (§§ 
280ff, 293ff BGB) gerät 

b. der AG in Zahlungsverzug gerät 

c. der AG Rechte und/oder Pflichten 
aus dem Vertrag an einen Dritten 
mit ganz oder teilweise befreien-
der Wirkung überträgt oder 
übertragen hat 

d. der AG seine Zahlungen einstellt, 
über sein Vermögen der Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens gestellt, ein Insolvenzver-
fahren eröffnet oder mangels 
Masse eingestellt wird, der AG die 
Liquidation einleitet oder durch-
führt oder einen solchen Be-
schluss trifft 

e. die Person des AG aufgrund Ge-
setzes aufzulösen ist oder aufge-
löst oder sonst wie beendet wird 
oder zu beenden ist 

f. der AN aus einem Gesetz im ma-
teriellen Sinne heraus berechtigt 
ist, den Vertrag zu kündigen, da-
von zurückzutreten oder sonst 
wie zu beenden. 

g. im Falle des § 314 BGB 

17.4 Kündigt der AN gemäß § 17.3 oder 
tritt er zurück, hat der AG ihm die Ver-
gütung für die ausgeführte Leistung 
zu erstatten sowie für die nichtausge-
führte Leistung die Vergütung abzüg-
lich ersparter Aufwendungen. Weiter-
gehende Schadenersatzforderungen 
des AN bleiben unberührt. Haftungs-
ausschlüsse zwischen den Parteien 
finden insoweit ebenfalls keine An-
wendung. 
 

17.5 Der Antrag auf Eröffnung des Insol-
venzverfahrens des AG, die Kündi-
gung des Werkvertrags oder dessen 
Beendigung auf sonstige Weise be-
rechtigt den AN vom Vertrag zurück-
zutreten und die sofortige Rückgabe 
des Liefergegenstandes zu verlangen. 

 

§ 18 Höhere Gewalt  

18.1 Die Parteien haften nicht in Fällen Hö-
herer Gewalt. Hierunter fallen alle un-
vorhersehbaren Ereignisse sowie Er-
eignisse, die – soweit sie vorhersehbar 
gewesen wären – außerhalb der Ein-
flusssphäre der Parteien liegen. Dazu 
zählen insbesondere, aber nicht ab-
schließend folgende Ereignisse: 

Naturkatastrophen wie Überschwem-
mungen, Sturmfluten, Orkan und Tai-
fun sowie andere außergewöhnliche 
Wettereinflüsse, Erdbeben, Blitz-
schlag, Lawinen- und Erdrutsche, 
Feuer, Seuchen, Pandemien, Epide-
mien und infektiöse Krankheiten (so-
weit eine solche von der WHO oder 
einem Ministerium ausgerufen wurde 
oder durch das Robert-Koch-Institut 
ein Gefahrenniveau von mindestens 
»mäßig« festgelegt wurde), Krieg 
oder kriegsähnliche Zustände, Auf-
ruhr, Revolution, Militär- oder Zivil-
putsch, Aufstand, Blockaden, Behör-
den und Regierungsanordnungen, 
Streiks, Aussperrung. 

18.2 Eine nach 20.1 im zeitlichen Ablauf 
gestörte Baumaßnahme fällt für die 
damit zusammenhängende vertragli-
che Planungsleistung unter "Höhere 
Gewalt".  

18.3 Tritt ein solches Ereignis Höherer Ge-
walt ein, so ist der davon betroffene 
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Vertragspartner verpflichtet, den an-
deren Vertragspartner unverzüglich, 
spätestens innerhalb von 14 Tagen 
nach Kenntnis in Textform über den 
Eintritt des Ereignisses und die Folgen 
seiner Leistungsbeeinträchtigung zu 
informieren. 

18.4 Die betreffende Partei ist in diesem 
Fall für den Zeitraum, in dem das Er-
eignis Höherer Gewalt andauert, von 
ihrer Leistungspflicht befreit. Für den 
Zeitraum der berechtigten Verlänge-
rung der Leistungstermine und -fris-
ten gerät der AN nicht in Verzug. 

18.5 Soweit die Unterbrechung durch ein 
Ereignis Höherer Gewalt länger als 3 
Monate andauert, ist die betreffende 
Partei zur gänzlichen oder teilweisen 
Kündigung des Vertrages berechtigt, 
ohne dass die andere Partei daraus 
Ersatzansprüche ableiten kann. 

 

§ 19 Einhaltung der Grundsätze 

des Globalen Paktes der 

Vereinten Nationen/ Com-

pliance/ Lieferkettensorg-

faltspflichtgesetz 

19.1 Durch den Beitritt des Gesellschafters 
des AN zum Globalen Pakt (Global 
Compact) der Vereinten Nationen 
verpflichtet der AN sich sowie seine 
AG zur Einhaltung des Globalen Pak-
tes. 

19.2 Der AG verpflichtet sich, die Grunds-
ätze der Global Compact Initiative der 
UN zu beachten. Diese betreffen im 
Wesentlichen den Schutz der interna-
tionalen Menschenrechte, das Recht 
auf Tarifverhandlungen, die Abschaf-
fung von Zwangsarbeit und Kinderar-
beit, die Beseitigung von Diskriminie-
rung bei Einstellung und Beschäfti-
gung, die Verantwortung für die Um-
welt und die Verhinderung von Kor-
ruption. Weitere Informationen zur 
Global Compact Initiative der UN sind 
unter www.unglobalcompact.org er-
hältlich. Durch die“ VINCI Ethik-
Charta und Verhaltensregeln“, den 
„VINCI Verhaltenskodex gegen Kor-
ruption“ und den „VINCI Leitfaden zur 
Wahrung der Menschenrechte“ wer-
den diese Grundsätze ausformuliert 
und konkrete Pflichten und Verhal-
tensregeln festgelegt. Dies gilt gleich-
ermaßen für die Pflichten nach dem 
Lieferkettensorgfaltspflichtgesetzes. 
Der AN weist ausdrücklich auf die in 
seinem Unternehmen geltenden 
„VINCI Ethik-Charta und Verhaltens-
regeln“, den und „VINCI Verhaltens-
kodex gegen Korruption“ sowie den 
„VINCI Leitfaden zur Wahrung der 
Menschenrechte“ hin, die über fol-
gende Internetseite heruntergeladen 

werden können: „http://www.vin-
cienergies.de/de/nachhaltigkeit/ge-
sellschaftliche-verantwortung/un-
sere-verantwortung/“.  

19.3 Der AG verpflichtet sich, den AN um-
gehend über alle in seinem Ge-
schäftsbereich auftretenden Verstöße 
gegen die in Absatz 1 und 2 aufge-
führten Grundsätze zu informieren. 

19.4 Bei Kenntniserlangung von Verstößen 
gegen die unter Absatz 1 bis 3 ge-
nannten Bedingungen seitens des AG 
behält sich der AN ein entsprechen-
des Compliance-Audit vor.  Verstöße 
gegen die Absätze 1 bis 3 sind Verlet-
zungen wesentlicher Vertragspflich-
ten und berechtigen zur Kündigung 
bestehender Verträge aus wichtigem 
Grund bzw. zum Rücktritt wegen 
Pflichtverletzung. 

 

§ 20 Verschwiegenheit, Urhe-

ber- und Schutzrechte, 

Kundenschutz 

20.1 Der AG ist zur Vertraulichkeit ver-
pflichtet. Er darf Informationen über 
das Vorhaben und den AN nicht ohne 
Zustimmung des AN an nicht an dem 
Vorhaben beteiligte Dritte weiterge-
ben. 

20.2 Veröffentlichungen über das Vorha-
ben durch den AG, seine Vertrags-
partner oder seine Mitarbeiter sind 
nur nach vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung des AN zulässig. Als Veröf-
fentlichung in diesem Sinne gelten 
insbesondere die Beschreibung der 
Leistungsausführung, die Bekannt-
gabe von Zeichnungen, Berechnun-
gen und sonstigen Unterlagen, ferner 
Veröffentlichung in Form von Licht-
bild-, Film-, Rundfunk- und Fernseh-
aufnahmen und Veröffentlichungen 
im Internet und sonstigen Medien.  
 

20.3 Betriebseinrichtungen, Geschäftsvor-
gänge und Arbeitsweisen einer Partei, 
die der anderen Partei im Rahmen der 
Auftragsdurchführung zur Kenntnis 
gelangen, sind auch über die Ver-
tragslaufzeit hinaus für weitere 5 
Jahre gegenüber Dritten geheim zu 
halten; den jeweiligen Mitarbeitern 
sind entsprechende Verpflichtungen 
aufzuerlegen. 
 

20.4 Das geistige Eigentum und das Urhe-
berrecht an Plänen, Zeichnungen, 
Ideen und sonstigen Leistungen, die 
Gegenstand der Planungsleistung 
sind, liegen und verbleiben beim AN. 
Der AN behält sich an Angebotsun-
terlagen, Kostenvoranschlägen u. ä. 
Informationen -auch in elektronischer 
Form- die Eigentums- und Urheber-
rechte vor. AN ist Hersteller im Sinne 

§ 951 BGB. Die unerlaubte Vervielfäl-
tigung von Plänen oder der Nachbau 
von entwickelten Bauwerken oder 
Bauteilen ist untersagt. Mit der voll-
ständigen Bezahlung der Vergütung 
geht lediglich das uneingeschränkte 
Nutzungsrecht auf den AG über. 
 

20.5 Bis Ende des Projekts bzw. des Vorha-
bens darf der AG kein „Direktge-
schäft“ jeglicher Art ohne Zustim-
mung des AN mit den Erfüllungsge-
hilfen oder Mitarbeitern des AN täti-
gen. Er darf demnach weder direkt 
noch indirekt mit den Erfüllungsgehil-
fen oder Mitarbeitern oder deren 
Rechtsnachfolger über die gegen-
ständlichen Arbeiten und damit ver-
bundenen Zusatz- oder Folgeauf-
träge, die mit ihnen im technischen 
Zusammenhang stehen, in geschäftli-
che Beziehungen treten. 

Die vorstehende Pflicht besteht über 
das Ende des Projektes bzw. des Vor-
habens hinaus für einen Zeitraum von 
1 Jahr nach Vertragsbeendigung 
(Rücktritt, Kündigung oder Ab-
nahme). Direkte Nebenabsprachen 
des AG mit den Erfüllungsgehilfen 
oder Mitarbeitern des AN sind dem 
AG grundsätzlich untersagt. Bei Miss-
achtung haftet der AG. 

20.6 Keine Partei wird Mitarbeiter der an-
deren anwerben. Eine Verletzung die-
ser Bestimmung berechtigt die be-
troffene Partei zur fristlosen Kündi-
gung des Vertrags. 

 

§ 21 Softwarenutzung 

21.1 Soweit im Lieferumfang die Überlas-
sung von Software enthalten ist, hat 
der AG ein nicht ausschließliches 
Recht, die gelieferte Software ein-
schließlich ihrer Dokumentationen 
zum Zwecke der Errichtung und der 
Nutzung des Werkes zu nutzen. 

21.2 Der AG darf eine Sicherungskopie der 
Software anfertigen und nutzen. 

21.3 Alle sonstigen Rechte an der Software 
und den Dokumentationen ein-
schließlich der Kopien stehen dem AN 
zu, der auch als Hersteller gem. § 950 
BGB gilt.  

 

§ 22 Verbraucherschlichtungs-

stelle und Konfliktbeile-

gung 

22.1 Ist der jeweilige Vertrag mit dem AG 
in dessen Rolle als Verbraucher ge-
schlossen, gilt: Der AN beteiligt sich 



 

 

Allgemeine Verkaufsbedingungen  
für Planungsleistungen gegenüber dem AG 

 
 

 
FC-JUR-03 07 (Allgemeine Verkaufsbedingungen für Planungsleistungen gegenüber dem AG.docx 

 Version 1.0 - Dezember 2024 Seite 6 von 6 

 

 

am Verbraucherschlichtungsverfah-
ren nach dem Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetz. 

Zuständige Verbraucherschlichtungs-
stelle zur Beilegung von Streitigkeiten 
über den Anschluss an das Versor-
gungsnetz, die Belieferung mit Ener-
gie sowie die Messung der Energie ist 
die Schlichtungsstelle Energie, Fried-
richstr. 133, 10117 Berlin, 
www.schlichtungsstelle-energie.de. 

Im Übrigen ist die Allgemeine Ver-
braucherschlichtungsstelle des Zent-
rums für Schlichtung e. V., Straßbur-
ger Str. 8, 77694 Kehl, www.verbrau-
cher-schlichter.de die zuständige Ver-
braucherschlichtungsstelle.“ 

22.2 Ist der jeweilige Vertrag mit dem AG 
nicht in dessen Rolle als Verbraucher 
geschlossen, gilt: Soweit die Parteien 
im Verhandlungsprotokoll Mediation 
oder eine sonstige Form der außerge-
richtlichen Konfliktbeilegung verein-
bart haben, sind die dort dafür be-
nannten Regelungen zu beachten. 

 

 

 

§ 23 Zusicherungen / Sonstige 

Vereinbarungen 

23.1 Eine Abtretung oder Inkassozession 
oder Verpfändung von Ansprüchen 
des AG gegen den AN aus dem Werk-
vertrag ist nur mit vorheriger, schrift-
licher Zustimmung des AN gestattet.  

23.2 Der AN ist berechtigt, gegen Forde-
rungen, die dem AG gegen den AN 
zustehen, mit Forderungen aufzu-
rechnen, die ihm oder anderen mit 
dem AN i.S.d. §§ 15 AktG verbunde-
nen Unternehmen gegen den AG zu-
stehen. Der AN ist weiter berechtigt, 
gegen Forderungen, die dem AG ge-
gen eines der vorbenannten Unter-
nehmen zustehen, mit seinen Forde-
rungen gegen den AG aufzurechnen. 

 

§ 24 Schlussbestimmungen 

24.1 Änderungen und Ergänzungen des 
Vertrages oder dieser AGB bedürfen 
zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 
Dies gilt auch für einen Verzicht auf 
die vereinbarte Schriftform. 

24.2 Soweit Schriftform im Vertrag oder 
den AGB bestimmt ist, genügt die te-
lekommunikative Übermittlung. Das 

Recht, gem. § 127 Abs. 2, S. 2 BGB 
nachträglich ein Original zu verlan-
gen, bleibt unberührt. 

24.3 Sollten einzelne Bestimmungen die-
ser AGB unwirksam sein oder werden, 
so wird die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen hiervon nicht berührt. 
Die Parteien verpflichten sich, unwirk-
same Regelungen so zu ändern, zu er-
gänzen oder zu ersetzen, dass der 
wirtschaftliche Zweck der Bestim-
mung möglichst weitgehend erreicht 
wird. 

24.4 An die Stelle der unwirksamen Klausel 
tritt die nach Gesetz und Rechtspre-
chung nächstliegende, zulässige 
Klausel, die den wirtschaftlichen und 
rechtlichen Sinn in nächstliegender, 
maximal zulässiger Weise regelt. 

24.5 Gerichtsstand für sämtliche Streitig-
keiten aus diesem Vertrag ist der Sitz 
des AN. 

24.6 Alle Rechte und Pflichten aus diesem 
Vertrag bestimmen sich ausschließ-
lich nach deutschem Recht unter Aus-
schluss des Internationalen Privat-
rechts und des UN-Kaufrechts. 
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